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Die BAR

Die Bundesarbeitsgemeinschaft fir Rehabilitation e.V. (BAR) ist der Zusammenschluss der Reha-Trager. Seit 1969 fordert
sie im gegliederten Sozialleistungssystem die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. Die BAR koordiniert und unter-
stlitzt das Zusammenwirken der Reha-Trager, vermittelt Wissen und arbeitet mit an der Weiterentwicklung von Rehabilita-

tion und Teilhabe. Ihre Mitglieder sind die Trager der Gesetzlichen Renten-, Kranken- und Unfallversicherung, die Bundes-
agentur fur Arbeit, die Bundeslander, die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen,
die Bundesarbeitsgemeinschaft der tiberdrtlichen Trager der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe, die Kassenarztliche
Bundesvereinigung sowie die Sozialpartner.
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Verwaltungsvereinbarung
zwischen

der Deutschen Rentenversicherung, vertreten
durch die Deutsche Rentenversicherung Bund,

der Bundesagentur fiir Arbeit,

der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung
(DGUV) als Spitzenverband der gewerblichen
Berufsgenossenschaften und der Unfallversi-
cherungstrager der 6ffentlichen Hand,

der Landwirtschaftlichen Unfallversicherung,
vertreten durch die Sozialversicherung fiir Land-
wirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG),

und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Inte-
grationsamter und Hauptflirsorgegestellen
(BIH)

uber die Erbringung von Leistungen der Beglei-
tenden Hilfe im Arbeitsleben nach dem SGB IX
Teil 3 im Verhaltnis zu den Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben gemaR Teil 1 des SGB IX

vom 11. Dezember 2019
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Eindeutige Zustandigkeiten und dadurch schnellere Hilfe fiir schwerbehinderte Menschen und ihre Arbeitgeber — das ist
das Ziel der vorliegenden Verwaltungsvereinbarung, die damit die bisher geltende Verwaltungsabsprache zwischen der

Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfirsorgestellen mit Trédgern der gesetzlichen Renten- und

Unfallversicherung sowie der Bundesagentur fiir Arbeit ablost.

Inhaltlich geht es in der Verwaltungsvereinbarung um die Lsung anspruchsvoller materiell-rechtlicher Abgrenzungsfragen
an der Schnittstelle zwischen Leistungen der Rehabilitationstrager zur Teilhabe am Arbeitsleben und den Leistungen der
Integrationsémter in der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben. Denn bis heute gibt es zahlreiche Uberschneidungen und Un-
klarheiten im Gesetz, welcher Trager fiir welche Leistung zustandig ist.

Vor diesem Hintergrund gewinnt die vorliegende Verwaltungsvereinbarung hohe Bedeutung fir die Praxis, indem sie
Schnittstellen noch eindeutiger als in der bisherigen Verwaltungsabsprache definiert und klart. Im Interesse aller Betei-
ligten — an erster Stelle der Menschen mit Behinderung, aber auch der Arbeitgeber und nicht zuletzt der Leistungstrager
selbst — wird damit eine kiirzere Verfahrensdauer bewirkt.

Erarbeitet worden ist die Verwaltungsvereinbarung im Rahmen einer Projektgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern der
Vereinbarungspartner. Hierbei wurde zum einen der Text der bisherigen Verwaltungsabsprache an die geltende Rechts-
lage angepasst, zum anderen erfolgte eine gemeinsame Klarung von Fragen zur Leistungszustandigkeit insbesondere

in Abgrenzung zu Rechtspflichten von Arbeitgebern gegeniiber schwerbehinderten bzw. gleichgestellten Arbeitnehmern.
Aufgenommen wurden Querbeziige und Verweisungen, auch zu den Gemeinsamen Empfehlungen ,Reha-Prozess", ,Unter-
stlitzte Beschéftigung” und ,Integrationsfachdienste”.

Erfreulich ist, dass die Vereinbarungspartner diese trageriibergreifende Absprache erstmals auf Ebene und als Mitglieder
der BAR abgeschlossen haben.

Die ,Verwaltungsvereinbarung tber die Erbringung von Leistungen der Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben nach SGB IX
Teil 3im Verhaltnis zu den Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gem. Teil 1 des SGB IX" tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft.

Die BAR dankt allen Beteiligten ausdriicklich fiir ihnr Engagement und die stets konstruktive Mitwirkung bei der Erarbeitung
dieser Verwaltungsvereinbarung.

Ad ’)‘

Prof. Dr. Helga Seel
Geschaftsfihrerin der BAR
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0. Allgemeines

Im Wirkungs- und Handlungsbereich der begleitenden Hilfen im Arbeitsleben nach § 185 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX durch die Inte-
grationsamter einerseits und der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach §§ 49 und 50 SGB IX durch die Rehabilita-
tionstrager andererseits ergibt sich die Schnittflache gleichartiger Leistungsbereiche. Hierbei handelt es sich in aller Regel
um Leistungen fir Malnahmen zur Arbeitsplatzgestaltung (Arbeitsausriistung, Hilfsmittel zur Berufsausiibung oder tech-
nische Arbeitshilfen). Die Inhalte dieser Verwaltungsvereinbarung sollen die jeweiligen Aufgabengebiete und vorhandenen
Zustandigkeiten deutlich machen, die Zuordnung der Leistungsbegehren erleichtern sowie Rechtsstreitigkeiten vermeiden.
Die Verwaltungsvereinbarung soll gleichfalls bewirken, dass die Leistungen vom zustandigen Leistungstrager im Rahmen
seiner Aufgabenstellung entsprechend § 4 Abs. 2 Satz 2 SGB IX vollstandig, umfassend und in gleicher Qualitat erbracht
werden, sodass Leistungen des anderen Leistungstrégers nicht erforderlich werden. Die Verwaltungsvereinbarung soll die
Zusammenarbeit im Hinblick auf personenzentrierte und ganzheitliche Beratung und abgestimmte Leistungserbringung
fordern.

1. Grundsatzliches

Arbeitgeber sind nach dem SGB IX Teil 3 (Schwerbehindertenrecht) im Rahmen des Zumutbaren verpflichtet, den Arbeits-
platz fiir schwerbehinderte Menschen oder diesen gleichgestellte behinderte Menschen (nachfolgend schwerbehinderte
Menschen) so einzurichten, dass sie dauernde Beschaftigung finden kénnen (§ 164 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 1, 4 und 5 sowie
Satz 3 SGB IX). Hierbei werden die Arbeitgeber unter anderem durch die Integrationsamter unterstiitzt. Die Leistungsver-
pflichtung der Integrationsamter ist im Verhaltnis zu den Rehabilitationstragern im Rahmen der Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben nachrangig. Der Vorrang des Tragers der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben beschrankt sich dabei
jedoch unter Berlcksichtigung der fir ihn mafgeblichen Vorschriften ausschlieRlich auf die Forderung der Beschafti-
gungsbedingungen des einzelnen behinderten oder von Behinderung bedrohten Menschen.

Soweit es um Malnahmen zur Schaffung besonderer behindertengerechter betrieblicher Einrichtungen (z. B. Rollstuhl-
rampen, Aufziige, Toilettenanlagen) zu Gunsten einer Mehrzahl von beschéftigten behinderten Menschen geht, die eben-
falls einen entsprechenden Bedarf haben, besteht keine Leistungspflicht des Rehabilitationstragers. Eine Notwendigkeit
der Leistungserbringung durch die Integrationsamter ergibt sich auch hier nur insoweit, als es um die Versorgung von
schwerbehinderten oder gleichgestellten behinderten Beschaftigten in Erganzung der Erflllung von Arbeitgeberpflichten
geht.

Als allgemeine Verpflichtung fir Arbeitgeber sind bei der Ausgestaltung des Arbeitsplatzes insbesondere die Bestimmun-
gen des Arbeitsschutzgesetzes, Arbeitssicherheitsgesetzes und der Arbeitsstattenverordnung sowie der Unfallverhi-
tungsvorschriften, der DIN sowie europaischer Normen zu beachten. Hierunter fallt beispielsweise die Verpflichtung zum
Einrichten und Betreiben von Arbeitsstatten unter Beachtung des Standes der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie
der ergonomischen Anforderungen (§ 3a Abs. 1 Satz 2 ArbStattV).

Die Ubernahme der Kosten des behinderungsbedingten Mehrbedarfs im Einzelfall durch die gesetzlichen Leistungstrager
nach deren geltenden gesetzlichen Voraussetzungen bleibt hiervon unbertihrt. Bei ihrer Entscheidung werden die Partner
dieser Vereinbarung das Ubergeordnete Ziel verfolgen, die Beschaftigung schwerbehinderter Menschen zu fordern und
zu diesem Zweck entsprechende bestehende Beschaftigungsverhéltnisse zu sichern und die Einrichtung entsprechender
Arbeitsplatze nach den jeweiligen gesetzlichen Leistungsmaoglichkeiten aktiv zu unterstitzen.



2. Zustandigkeit

2.1 Rentenversicherung

Die Rentenversicherungstrager sind zustandig fir schwerbehinderte Menschen, die zum Zeitpunkt der Antragstellung
bereits 180 Beitragsmonate erbracht haben bzw. eine Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit beziehen (§ 11 Abs. 1
SGB VI). Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden an Versicherte auch erbracht, wenn ohne diese Leistungen Ren-
te wegen verminderter Erwerbsfahigkeit zu leisten ware oder wenn sie flr eine voraussichtlich erfolgreiche Rehabilitation
unmittelbar im Anschluss an eine medizinische Rehabilitationsmafnahme erforderlich sind (§ 11 Abs. 2a SGB V).

Auf der Grundlage von Ziffer 1 ergibt sich die Leistungspflicht bei gesundheitsbedingter Beeintrachtigung der beruflichen
Teilhabe.

Bei Gefahrdung der Erwerbsfahigkeit sollen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben eine drohende Minderung abwenden.
Ist die Erwerbsfahigkeit bereits gemindert, muss diese durch Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) wesentlich
gebessert oder wiederhergestellt werden oder eine wesentliche Verschlechterung abgewendet werden kdnnen. Liegt teil-
weise Erwerbsminderung vor und ist eine wesentliche Besserung nicht maglich, sollen LTA den bisherigen Arbeitsplatz
erhalten oder die Erlangung eines anderen in Aussicht stehenden Arbeitsplatzes ermdglichen.

Ist die Rentenversicherung fir die Durchfiihrung einer stufenweisen Wiedereingliederung (§ 44 SGB IX) zustandig, kann sie

wahrend ihrer Dauer auch einen Integrationsfachdienst beauftragen. Voraussetzung ist in diesen Féllen ein eigenstandiges
LTA-Verfahren.

2.2 Bundesagentur fiir Arbeit

Auf der Grundlage von Ziffer 2.1 ergibt sich eine Zustandigkeit der Bundesagentur fir Arbeit fir Leistungen zur Teilha-

be am Arbeitsleben von Menschen mit Behinderungen, schwerbehinderten Menschen oder diesen Gleichgestellten im
Sinne des § 2 SGB IX, deren Eingliederungsaussichten wegen Art und Schwere der Behinderung nicht nur voriibergehend
wesentlich gemindert sind und die deshalb Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben bendtigen. Hierzu zahlen nach § 19 SGB I
auch lernbehinderte Menschen. Nach § 6 Abs. 3 SGB IX ist die Bundesagentur fir Arbeit auch Rehabilitationstrager fir die
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fir erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit Behinderungen im Sinne des SGB II.
Voraussetzung fUr Leistungsberechtigte beider Rechtskreise ist, dass kein anderer Rehabilitations- bzw. Leistungstrager
zustandig ist.

Im Ubrigen gelten auch fiir die Bundesagentur fiir Arbeit die bei der Rentenversicherung oben genannten Ausfiihrungen in
Abgrenzung zu den Integrationsamtern.

2.3 Gesetzliche Unfallversicherung

Die gesetzliche Unfallversicherung erbringt bei Zustandigkeit alle Leistungen der medizinischen Rehabilitation und der
beruflichen und sozialen Teilhabe.
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Nach einem Versicherungsfall (Arbeitsunfall §§ 8,10, 11, 12 SGB VII, Berufskrankheit § 9 SGB VII oder bei einer
drohenden Berufskrankheit § 3 BKV) haben Versicherte u.a. Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

(§ 26 Abs. 1 SGB VII). Leistungen zur Teilhabe konnen Versicherte kraft Gesetzes (§ 2 SGB VII), Pflichtversicherte kraft
Satzung (§ 3 SGB VII) oder freiwillig Versicherte (§ 6 SGB VII) erhalten.

2.4 Integrationsamt

Die Integrationsamter sind im Rahmen der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben gemaRk § 185 SGB IX zustandig. Dies
schlie3t auch Leistungen flir Beamte und Selbststandige ein, soweit nach den versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
keine Zustandigkeit eines Rehabilitationstragers gegeben ist.

Besteht keine gesundheitsbedingte Gefahrdung bzw. kein drohender Verlust des Arbeitsplatzes und ist folglich die arbeits-
platzbezogene Malknahme zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen notwendig oder ergibt sich die Notwendigkeit einer
Leistungserbringung aus anderen Griinden, die nicht unmittelbar durch die gesundheitliche Beeintrachtigung der Erwerbs-
fahigkeit ausgelost wird, ist fur die Priifung der Forderfahigkeit das Integrationsamt zustandig.

Dabei handelt es sich inshesondere um betriebsbedingte MaRnahmen aufgrund von Modernisierung/technischer Weiter-
entwicklung, Verbesserungen oder Erleichterung der Beschaftigungsbedingungen, betrieblicher Innovation sowie Ver-
anderungen des beruflichen Umfeldes bei Unternehmensentscheidungen aller Art. Dariiber hinaus obliegt es den Integra-
tionsamtern, bei unmittelbaren Arbeitgeberwechseln ohne zwischenzeitliche Arbeitslosigkeit, die auf eigene Initiative des
behinderten Menschen aus behinderungsunabhangigen Griinden betrieben werden oder aufgrund von unternehmerischen
Entscheidungen (z. B. Wegfall des Arbeitsplatzes, BetriebsschlieBung oder wesentliche Betriebseinschrankung) erfolgen,
eine Leistungserbringung zu prtfen.

Zur Schaffung eines neuen geeigneten Arbeitsplatzes kommen Leistungen der Integrationsamter gemall § 185 Abs. 3
Satz 1 Nr. 2a SGB IX in Verbindung mit § 15 Abs. T SchwbAV neben Leistungen des Rehabilitationstragers in Betracht. Im
Ubrigen ist es den Integrationsdmtern nach § 185 Abs. 6 SGB IX untersagt, die Leistungen der Rehabilitationstrager aufzu-
stocken.

Bei Erlangung eines Arbeitsplatzes gilt als Besonderheit zu beachten: Von einer leistungsbegriindenden Erlangung des
Arbeitsplatzes (§ 49 Abs. 3 Nr. 1 SGB IX) ist ab Aufnahme der Arbeitstatigkeit wahrend der ersten sechs Monate des
Arbeitsverhaltnisses auszugehen. In diesem Zeitraum findet der besondere Kiindigungsschutz des betroffenen Personen-
kreises keine Anwendung (§ 173 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX).

Um eine Erlangung gemaR § 49 Abs. 8 Satz 2 SGB IX handelt es sich auch dann, wenn nach einer Arbeitslosigkeit eine
neue Beschaftigung aufgenommen wird. Sodann liegt immer ein erneuter Fall der Erlangung vor. Der Rehabilitationsbedarf
ist hier erneut zu priifen.



3. Besondere Leistungsfalle

3.1 Kraftfahrzeughilfe

Soweit Leistungen der Kraftfahrzeughilfe erforderlich sind, um die in § 49 Abs. 1 und 2 SGB IX genannten Ziele zu errei-
chen, werden sie auf Grundlage der Kraftfahrzeughilfe-Verordnung von den Leistungstrdgern im Rahmen ihrer Zustandig-
keit erbracht. Die gesetzliche Unfallversicherung erbringt Kraftfahrzeughilfe im Rahmen der medizinischen Rehabilitation,
zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur sozialen Teilhabe.

3.2 Wohnungshilfe

Die Leistungen der Wohnungshilfe umfassen finanzielle Hilfen fiir die Kosten der Beschaffung, der Ausstattung und Er-
haltung einer behindertengerechten Wohnung. Sie sollen eingesetzt werden, soweit sich eine berufsbezogene Notwendig-
keit hierfir ergibt. Nach dem unter Ziffer 1 dargelegten Grundsatz der Nachrangigkeit der Integrationsamter besteht ihre
Leistungspflicht insofern nur gegeniiber den schwerbehinderten Menschen, die zur Erhaltung ihres Arbeitsplatzes auf
solche Leistungen angewiesen sind, bei denen aber die versicherungsrechtlichen oder sonstigen Voraussetzungen fur die
Zustandigkeit eines Rehabilitationstragers nach § 6 SGB IX nicht gegeben sind. Soweit also derartige Leistungen erforder-
lich sind, um die in § 49 Abs. 1 und 2 SGB IX genannten Ziele zu erreichen, werden sie von den Rehabilitationstragern im
Rahmen ihrer Zustandigkeit erbracht.

Der Forderrahmen erstreckt sich grundsétzlich nur auf eine durch die Berufsausiibung bzw. Erreichung des Arbeitsplat-
zes ausgeltste Bedarfslage. Die Partner der Verwaltungsvereinbarung sind dabei bestrebt, den Leistungsumfang in ihren
jeweiligen Verantwortungsbereichen aufeinander abzustimmen. Wohnungshilfen der Vereinbarungspartner haben zum
Ziel, die Folgen behinderungsbedingter Erschwernisse auszugleichen, die sich im Leben des behinderten Menschen als
Mittelpunkt auf die Teilhabe am Arbeitsleben auswirken. Sie sollen dem behinderten Menschen die Moglichkeit schaffen,
seinen Arbeitsplatz moglichst barrierefrei und selbsténdig zu erreichen.

MaRnahmen, die auch ohne Arbeitsbezug zwingend zum Bestandteil der personlichen Lebensflihrung eines behinderten
Menschen gehdren, die Verbesserung der Lebensqualitat bewirken oder sogar elementare Grundbedirfnisse befriedigen
(dazu z&hlen z. B. behinderungsgerechte Kiiche, Sanitarbereich, Rollladenantrieb, etc.), sind nicht im Rahmen der Woh-
nungshilfe forderungsfahig. Weitergehende Leistungsverpflichtungen anderer Trager — z. B. der Unfallversicherungstrager,
der Eingliederungshilfe oder Pflegekassen — bleiben insoweit unberthrt.

Ausgehend von diesem durch hochstrichterliche Rechtsprechung (BSG v. 26.10.2004, Az: B 7 AL 16/04 R) bestatigten
Grundsatz ist davon auszugehen, dass hiervon generell alle Veranderungsprozesse innerhalb des persdnlichen Wohnbe-
reiches erfasst werden. Vor diesem Hintergrund erbringen die Partner der Verwaltungsvereinbarung (gilt insoweit nicht fr
die gesetzliche Unfallversicherung) nur noch Leistungen der Wohnungshilfe, die sich auf den Bereich vor der Haus- bzw.
Wohnungstiir erstrecken, durch welche das Betreten oder Verlassen der Wohnung und ggf. das Erreichen der Garage — so-
fern ein Kfz zum Erreichen des Arbeitsplatzes bendtigt wird — gewahrleistet wird. Die Einrichtung von Heimarbeitsplatzen
bleibt hiervon unberthrt.

Fir die gesetzliche Unfallversicherung gilt: Die Wohnungshilfe ist eine ergdnzende Leistung zur medizinischen und schu-
lischen Rehabilitation sowie zur Teilhabe am Arbeitsleben und am Leben in der Gemeinschaft (vgl. § 39 Abs. 1 SGB VI
im Sinne von § 26 Abs. 2 Ziff. 4 SGB VII). Gemalt § 41 SGB VI leisten die Unfallversicherungstrager Wohnungshilfe, wenn
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infolge Art oder Schwere des auf einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit beruhenden Gesundheitsschadens nicht
nur voribergehend die behindertengerechte Anpassung vorhandenen oder die Bereitstellung behinderungsgerechten
Wohnraums erforderlich ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn (alternativ) entweder in der Wohnung die Verrichtungen
des taglichen Lebens nicht oder nur unter unzumutbaren Erschwernissen ausgefihrt werden kdnnen oder die Wohnung
mit allen fir die versicherte Person erforderlichen Raumen nicht oder nur unter unzumutbaren Erschwernissen zugang-
lich und nutzbar ist. Ziel ist, den Versicherten ein Hochstmalt an Rehabilitation, selbstbestimmter Lebensfiihrung und
Teilhabe in allen Aspekten des tdglichen beruflichen und sozialen Lebens zu ermdglichen. Art und Umfang der Leistungen
richten sich immer nach den individuellen Erfordernissen der Betroffenen. Alle Entscheidungen dartber trifft der Unfall-
versicherungstrager im Einzelfall nach pflichtgemaem Ermessen. Es gelten die allgemeinen Grundsatze der wirksamen
Leistungserbringung sowie der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 69 Abs. 2 SGB 1V), sodass sich eine Forderung
grundsatzlich auf allgemein tbliche und zweckmaRige Standardausflihrungen beschrankt.

3.3 Arbeitsassistenz

3.3.1

Ist Arbeitsassistenz als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes notwendig (§ 49 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 SGB IX), wird die
Leistung durch das Integrationsamt in Abstimmung mit dem originadr zustandigen Rehabilitationstrager ausgefihrt; dieser
erstattet dem Integrationsamt die Kosten nach § 49 Abs. 8 Satze 2 und 3 SGB IX fiir die Dauer von bis zu drei Jahren. Von
einer Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes ist auszugehen, wenn sich der Bedarf vor dem Arbeitsverhaltnis oder in den
ersten sechs Monaten des Arbeitsverhéltnisses ergibt. In diesen Fallen beginnt der Drei-Jahres-Zeitraum mit der Bewilli-
gung der Forderung bzw. dem tatsachlichen Unterstiitzungsbeginn, wenn sich dieser z. B. durch die Suche eines Assisten-
ten oder eines Dienstleisters verzdgert.

Ergibt sich die Notwendigkeit einer Arbeitsassistenz spater als sechs Monate nach der Arbeitsaufnahme, ist das Integra-
tionsamt nach § 185 Abs. 5 SGB IX zustandig. Abzustellen ist auf den Zeitpunkt der Entstehung des Bedarfs.

Ein Arbeitgeberwechsel aus behinderungsbedingten Griinden im Rahmen eines neuen Rehabilitationsverfahrens begrin-
det immer eine erneute Leistungspflicht der Rehabilitationstrager geman § 49 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 SGB IX. Der neue Drei-
Jahres-Zeitraum beginnt mit der neuen Bewilligung bzw. dem tatsachlichen Unterstiitzungsbeginn.

Bei einem Arbeitgeberwechsel aus behinderungsunabhéngigen Griinden innerhalb des Drei-Jahres-Zeitraums gemafn
§ 49 Abs. 8 Satz 2 SGB IX beginnt keine neue Erlangungsphase. Die Leistungspflicht des Rehabilitationstragers wird —
nach Priifung und Festsetzung des neuen Bedarfs — fortgefiihrt und endet mit Ablauf der bewilligten drei Jahre.

3.3.2

Die Partner der Absprache vereinbaren in Bezug auf die vom Integrationsamt auszuflihrenden Leistungen grundsétzlich
folgende zligige Vorgehensweise:

Sofern der Antrag unmittelbar beim Integrationsamt gestellt wird, leitet es den Antrag dem Rehabilitationstrager zur
Prifung der Grundvoraussetzungen des § 49 Abs. 8 Nr. 3 SGB IX sowie der tragerspezifischen Leistungsvoraussetzungen
zu. Bei positivem Ergebnis erteilt der nach § 14 SGB IX leistende Rehabilitationstrager eine grundsatzliche Kostenzusage
fur die notwendige Arbeitsassistenz. Das Integrationsamt ermittelt parallel den zur Ausfiihrung der Leistung individuellen
Assistenzbedarf. Bei der Bemessung der Leistung gilt die jeweils aktuelle Fassung der ,Empfehlungen der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) fur die Erbringung finanzieller Leistungen zur Arbeits-



assistenz schwerbehinderter Menschen gemaR § 185 Abs. 5 SGB IX". Der Bescheid Uiber den Leistungsumfang an den
Leistungsberechtigten ergeht durch das Integrationsamt. Das Integrationsamt tUbersendet eine Mehrfertigung seines
Bescheides an den jeweiligen Rehabilitationstrager; sofern dieser noch nicht abschlielRend ist, erfolgt zudem spatestens
sechs Wochen nach Antragstellung eine Zwischennachricht zum Sachstand der Bedarfspriifung durch das Integrations-
amt an den Rehabilitationstrager.

Die Aufwendungen fir die Leistungen einer notwendigen Arbeitsassistenz werden dem Integrationsamt nach § 49 Abs. 8
Satz 3 SGB IX erstattet. Die Abrechnung sollte jahrlich vorgenommen werden. Die Erstattung erfolgt im Umfang der durch
das Integrationsamt bewilligten Leistungen. Sollten im Rahmen des spéateren Verwendungsnachweisverfahrens (,Spitz-
abrechnung") Uberzahlungen festgestellt und Riickzahlungen seitens der Integrationsdmter realisiert worden sein, erfolgt
in entsprechender Hohe eine Rickerstattung an den Rehabilitationstrager.

Das Verfahren findet analoge Anwendung, wenn der Antrag des schwerbehinderten Menschen direkt beim Rehabilitations-
trager eingeht. In diesem Falle erfolgt nach Feststellung der Leistungsvoraussetzungen eine unmittelbare Weiterleitung an
das zustandige Integrationsamt gleichzeitig mit der Erteilung der grundsatzlichen Kostenzusage. Die weitere Bearbeitung
erfolgt durch das Integrationsamt.

Die Bestimmungen der §§ 14 ff. SGB IX gelten fir diese wechselseitige Vorgehensweise sinngemal (§ 185 Abs. 7
SGB IX), da hier keine Weiterleitung im Sinne dieser Vorschriften erfolgt, sondern das Integrationsamt auf Grund der
gesetzlichen Regelungen fur den Rehabilitationstrager die Leistung ausfihrt.

In den Fallen der Unterstitzten Beschaftigung ist in der Individuellen betrieblichen Qualifizierung die Zustandigkeit der
Rehabilitationstrager gemal § 49 Abs. 3 Nr. 3 SGB IX gegeben. Diese findet aulerhalb eines reguléren Beschaftigungs-
verhaltnisses statt. Leistungen der Arbeitsassistenz nach § 49 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 SGB IX werden nach Abschluss der
Individuellen betrieblichen Qualifizierung erbracht.

Im Anschluss an eine durch Arbeitsassistenz begleitete abgeschlossene betriebliche Ausbildung, die von einem Rehabili-

tationstrager (in der Regel die Agentur fir Arbeit) geférdert wurde, ist die Erlangung eines Arbeitsplatzes nach einem Jahr
i.S.d. § 49 Absatz 8 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 SGB IX erreicht. Dies gilt auch, wenn ein neues Arbeitsverhaltnis unmittelbar

nach der Ausbildung (nahtloser Ubergang) bei einem anderen Arbeitgeber geschlossen wird.

Die Integrationsamter filhren sowoh! die Arbeitsassistenz im betrieblichen Teil der Ausbildung als auch die sonstige Hilfe
in der Berufsschule durch.

Erfolgt keine unmittelbare Beschaftigung nach einem in 0.g. Sinn geforderten Ausbildungsverhaltnis und wird zu einem
spateren Zeitpunkt nach einer Phase der Arbeitslosigkeit ein neues Beschaftigungsverhaltnis bei einem anderen Arbeit-
geber aufgenommen, tritt ein (von einer Ausbildung unabhangiger) neuer Erlangungsfall ein (siehe Ziffer 3.3.1 — letzter
Absatz).

Ausbildung in diesem Sinne ist auch das ausbildungsintegrierte duale Studium, mit dem ein Berufsabschluss nach Berufs-
bildungsgesetz (BBiG) oder Handwerksordnung (HwO) erreicht werden kann.
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3.3.5

Erbringt ein Rehabilitationstrager nach § 49 Abs. 1 und Abs. 3 SGB IX Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, sind zur
Sicherung der Eingliederung die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes
ebenfalls durch den Rehabilitationstrager zu tbernehmen.

4. Hilfsmittel

Nach standiger Rechtsprechung des BSG gehért die Austibung einer beruflichen Tatigkeit zu den elementaren Grundbe-
durfnissen des Menschen. Es ist deshalb originare Aufgabe der Krankenversicherung, die fur die Berufsaustibung erforder-
lichen Hilfsmittel als medizinischen Ausgleich einer Behinderung zur Verfiigung zu stellen (§ 33 SGB V). Entscheidend ist
hierbei, dass der Hilfsmittelbedarf fiir jede Form (irgend)einer Berufsaustibung besteht. Dabei ist es unerheblich, ob das
Hilfsmittel berufs- oder arbeitsplatzbezogen ausgestattet ist bzw. ausschlieRlich am Arbeitsplatz benétigt wird.

Kosten fur Hilfsmittel sind im Rahmen der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nur dann zu Gbernehmen, wenn dieses
Hilfsmittel zum Ausgleich einer Behinderung nur fiir einen bestimmten Arbeitsplatz bzw. fir eine ganz spezielle Form einer
Berufsaustibung bzw. Berufsausbildung erforderlich ist und sonst bei anderweitigen beruflichen Tatigkeiten nicht bendtigt
wird.

Bei Horhilfen gilt Folgendes: Die Leistungspflicht der Krankenkassen nach § 33 Abs. 1 SGB V umfasst die Versorgung mit
solchen Horgeréaten, die nach dem Stand der Medizintechnik die bestmagliche Angleichung an das Horvermogen Gesun-
der erlauben und gegentiber anderen Horhilfen erhebliche Gebrauchsvorteile im Alltagsleben bieten. Die Ubernahme von
Kosten als Hilfsmittel nach § 49 Abs. 8 Nr. 4 SGB IX durch andere Leistungstrager kommt allenfalls dann in Betracht, wenn
im Zusammenhang mit der Berufsaustibung spezifische Anforderungen an das Horvermdgen gestellt werden und deshalb
ein zusatzlicher Bedarf besteht, der im Rahmen der Regelversorgung durch die Krankenkassen nicht abzudecken ist
(BSGv. 17.12.2009, Az.: B 3 KR 20/08 R).

Soweit die Horbeeintrachtigung Folge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit ist, ist der Unfallversicherungstrager
umfassend zustandig.

5. Wiederholte Forderung

Bei wiederholter Forderung/Ersatzbeschaffung ist eine erneute Zustéandigkeitspriifung unter Beachtung der vorstehenden
Ziffern dieser Verwaltungsvereinbarung vorzunehmen. Bei Reparatur und Wartung von Sachmitteln bleibt die bisherige
Zustandigkeit bestehen.

6. Verfahren

Geht das Integrationsamt aufgrund der unter Ziffern 1 und 2 dargelegten Kriterien davon aus, dass ein schwerbehinderter
Mensch zur Sicherung seiner beruflichen Eingliederung Leistungen bendétigt, fir die ein Rehabilitationstrager vorrangig zu-
standig ist, leitet es den Antrag einschlieRlich aller vorhandenen Unterlagen (Kopien) innerhalb der dort genannten Fristen
der §§ 14,15 Abs. 1 SGB IX an den Rehabilitationstrager weiter (§ 185 Abs. 7 Satz 1 SGB IX). Von dem Integrationsamt
veranlasste arztliche Gutachten oder Stellungnahmen des Technischen Beratungsdienstes werden als Grundlage bei den



zu treffenden Entscheidungen beriicksichtigt. In besonders gelagerten Fallen sollte im Hinblick auf eine Verfahrensbe-
schleunigung ein gemeinsames Abstimmungsgesprach bzw. eine telefonische Vorabstimmung erfolgen. Im behdordlichen
Schriftverkehr ist daher ein konkreter Ansprechpartner zu benennen. Im Ubrigen findet § 14 SGB IX sinngemaR Anwen-
dung.

Bendtigt ein Antragsteller Leistungen, fir die nach Auffassung des Rehabilitationstrégers das Integrationsamt zustandig
ist, wird der Antrag nach § 16 Abs. 2 SGB | mit sémtlichen vorhandenen Unterlagen (Kopien) innerhalb der Frist des

§ 14 SGB IX an das zustandige Integrationsamt abgegeben. Dabei ist § 21 der Gemeinsamen Empfehlung ,Reha-Prozess’
(u.a. schriftliche Begriindung) zu beachten. Nach § 185 Abs. 7 Satz 2 SGB IX ist dem Integrationsamt, soweit die Priifung
seiner Zustandigkeit zu einem negativen Ergebnis fiihrt, allerdings eine Riickgabe oder Weiterleitung an einen anderen,
nach seiner Meinung zustéandigen Rehabilitationstrager maéglich.

i

Dabei sind die Regelungen zum Datenschutz gemaf § 8 der Gemeinsamen Empfehlung ,Reha-Prozess" zu beachten.
Dartiber hinaus wird auf folgende weitere gemeinsame Empfehlungen der BAR verwiesen:
= Gemeinsame Empfehlung nach § 55 Abs. 6 SGB IX ,Unterstiitzte Beschaftigung"

= Gemeinsame Empfehlung nach § 196 Abs. 3 SGB IX zur Inanspruchnahme der Integrationsfachdienste durch
die Rehabilitationstrager

7. Inkrafttreten/Kiindigung

Die Verwaltungsvereinbarung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Sie kann von jedem Vereinbarungspartner mit einer Frist
von einem Jahr zum Ende eines Kalendervierteljahres gekiindigt werden.

8. Sonstiges

Die Partner der Verwaltungsvereinbarung werden in angemessenen Zeitabstanden priifen, ob diese aufgrund zwischen-
zeitlich gewonnener Erfahrungen verbessert oder wesentlich veranderten Verhaltnissen angepasst werden muss. Fir
diesen Fall erklaren die Vereinbarungspartner ihre Bereitschaft, unverziiglich an der Uberarbeitung einer entsprechend zu
andernden Verwaltungsvereinbarung mitzuwirken.
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Michael Kucklack, Sozialversicherung flir Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau

Reto Schneider (ab 05/2019), Deutsche Rentenversicherung Bund

Uta Stitz, Bundesagentur fUr Arbeit

Sandra Thimian (ab 07/2019), Bundesagentur fir Arbeit

Klaus Wedemann, Deutsche Rentenversicherung Bund

Gerhard Zorn, Landschaftsverband Rheinland, Inklusionsamt

Verantwortlich bei der Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Rehabilitation e. V. (BAR)
Dr. Thomas Stahler
Dr. Regina Ernst



Ilhre Notizen




Reha Grundlagen REHA
Praxisorientiertes und konzeptionelles Wissen bietet Grundlagen
Orientierung zu Leistungen und dem System der
Rehabilitation.

Reha Vereinbarungen
TragerUbergreifende Vorgaben und gemeinsame REHA
Empfehlungen konkretisieren die Zusammenarbeit in Vereinbarungen
der Rehabilitation sowie die Struktur-, Prozess- und
Ergebnisqualitat.

Reha Entwicklungen
Positionen, Stellungnahmen und Projekte REHA

geben Impulse zur Weiterentwicklung von Entwicklungen
Rehabilitation und Teilhabe.

BAR Report

Die BAR berichtet Uber Themen und Aktivitaten, dar-
unter zum Beispiel Tagungsbericht, Geschaftsbericht
und Schwerpunktplanung.

Periodika
RegelmaBig erscheinende Publikationen, zum BAR
Beispiel die Fortbildungsbroschire. Fortbildung

Downloads und weitere Informationen unter
www.bar-frankfurt.de/publikationen/



http://www.bar-frankfurt.de/publikationen

	Begleitende Hilfe - Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Verwaltungsvereinbarung
	Impressum
	Inhalt
	Vorwort
	0. Allgemeines
	1. Grundsätzliches
	2. Zuständigkeit
	2.1 Rentenversicherung
	2. 2. Bundesagentur für Arbeit
	2. 3 Gesetzliche Unfallversicherung
	2. 4 Integrationsamt

	3. Besondere Leistungsfälle
	3.1 Kraftfahrzeughilfe
	3. 2 Wohnungshilfe
	3. 3 Arbeitsassistenz
	3.3.1
	3.3.2
	3.3.3
	3.3.4
	3.3.5


	4. Hilfsmittel
	5. Wiederholte Förderung
	6. Verfahren
	7. Inkrafttreten/Kündigung
	8. Sonstiges
	Verzeichnis der Mitwirkenden
	Notizen




